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Die vorliegenden Leitlinien erscheinen in einer Zeit, in der Soziale Arbeit und 
internationale Strafverfolgung enger miteinander verbunden sind, als es auf 
den ersten Blick scheint. Millionen geflüchteter Menschen suchen Schutz  
in Deutschland. Unter ihnen befinden sich nicht nur Überlebende schwerster 
Gewalt, sondern auch potenzielle Zeug:innen internationaler Verbrechen –  
und in seltenen Fällen auch Personen, die sich selbst an der Begehung 
solcher Taten beteiligt haben. Für Sozialarbeiter:innen, Berater:innen und 
Ehrenamtliche bedeutet dies eine besondere Verantwortung, denn sie  
sind oft die ersten, denen Betroffene von ihren Erfahrungen berichten.

Die Soziale Arbeit ist dem Ziel verschrieben, den sozialen Zusammenhalt 
und die soziale Gerechtigkeit zu fördern; ein Selbstverständnis, das die 
Verteidigung der Menschenrechte einschließt. Im Kontext von Flucht  
und Migration wird dieses menschenrechtsbasierte Selbstverständnis  
der Sozialen Arbeit in besonderem Maße greifbar, denn Schutz- und  
Asylsuchende fliehen gerade deshalb aus ihrer Heimat, weil ihnen dort 
schwerste Verletzungen drohen oder sie von schwerwiegender Gewalt 
betroffen waren. Hier für Gerechtigkeit einzutreten, ist das gemeinsame 
Anliegen der Sozialen Arbeit und des Internationalen Strafrechts.

Internationale Verbrechen wie Völkermord, Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit und Kriegsverbrechen betreffen nicht nur ferne Gesellschaften, 
sondern auch unser unmittelbares Umfeld, auch hier in Deutschland.  
Die Strafverfolgung solcher Taten ist ein Kernanliegen der internationalen 
Gemeinschaft und ein zentrales Element der Nürnberger Prinzipien,  
die nach 1945 die Grundlage für die Ächtung schwerster Gewalt schufen. 
Soziale Arbeit kann in diesem Prozess Brücken bauen – zwischen  
Menschen, die Schutz suchen, und den staatlichen Stellen, die für die 
Durchsetzung von Recht und Gerechtigkeit verantwortlich sind.

Wir danken allen Fachkräften, die mit Empathie, Mut und Professionalität 
Geflüchtete in schwierigen Lebenslagen begleiten. Ihre Arbeit trägt dazu 
bei, dass Überlebende Anerkennung und Unterstützung erfahren, dass 
Zeug:innen geschützt aussagen können und dass Täter:innen nicht straflos 
bleiben. Diese Leitlinien sollen Ihnen in dieser verantwortungsvollen  
Arbeit ein verlässlicher Kompass sein. Unser besonderer Dank gilt zudem  
RA Dr. Sigrid Mehring-Zier, Dorothea Mäckl, Lorenz Pakorny, Louisa Hofmann 
sowie weiteren Expert:innen, die mit ihrer fachlichen Unterstützung und 
ihrem wertvollen Feedback zur Qualität dieser Leitlinien beigetragen haben.
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1.	Einleitung
Diese Leitlinien sollen Ihnen die wichtigsten Informationen darüber 
geben, welche Rollen Sie als Sozialarbeiter:in im Kampf gegen die Straf-
freiheit für völkerrechtliche Verbrechen einnehmen können. Diese Infor-
mationen sollen dafür sensibilisieren, dass sich unter Ihren Klient:innen 
Zeug:innen, Überlebende oder auch Täter:innen von schwersten Gewalt-
verbrechen befinden können, und sie sollen Ihnen helfen, diese Personen 
unter der Vielzahl Ihrer Klient:innen zu identifizieren. Eine umfassende 
rechtliche Bewertung ist in der Regel schwierig, und die Unterscheidung 
von Täter:innen, Überlebenden und Zeug:innen ist nicht immer klar vor-
zunehmen, insbesondere, da sich diese Kategorien nicht notwendiger-
weise ausschließen. Eine Person, die selbst Opfer eines internationalen 
Verbrechens geworden ist, kann möglicherweise von weiteren Taten 
berichten, von denen sie gehört hat oder die sie selbst beobachtet hat. 
Und auch wer selbst als (Mit-)Täter:in an einem Verbrechen beteiligt war, 
kann Opfer eines Verbrechens geworden sein.

Damit Sie Schilderungen völkerrechtlicher Verbrechen kompetent 
einordnen und Ihr professionelles Handeln als Sozialarbeiter:in ent-
sprechend ausrichten können, finden Sie in der vorliegenden Broschüre 
grundlegende Informationen über das Völkerstrafrecht sowie konkrete 
Handlungsempfehlungen zusammengefasst.

1.1.	Zum Zusammenhang von Sozialer Arbeit  
	 und Internationalen Verbrechen
Die Verfolgung internationaler Verbrechen ist entscheidend, um Straf-
losigkeit zu verhindern, Überlebenden zu Gerechtigkeit zu verhelfen und 
langfristig Frieden sowie Sicherheit zu stärken. Sie schützt die Menschen-
rechte, indem sie verdeutlicht, dass schwerste Gewalt nicht ohne Folgen 
bleiben darf. Auch die Soziale Arbeit versteht sich als Verteidigerin der 
Menschenrechte und fördert sozialen Zusammenhalt und Gerechtigkeit.

Besonders im Kontext von Flucht und Migration berichten Geflüchtete 
oft gegenüber Sozialarbeiter:innen erstmalig von ihren Erfahrungen 
mit Gewalt und Verfolgung, weil sie hier leichter Vertrauen fassen als 
gegenüber Behörden. Dadurch können Sozialarbeiter:innen eine wichtige 
Brücke zwischen Betroffenen und staatlichen Stellen schlagen und  
zugleich Hinweise auf mögliche internationale Verbrechen aufnehmen.

Solche Situationen treten nicht nur in der Arbeit mit Geflüchteten auf, 
sondern können auch in anderen Bereichen wie der Jugendhilfe relevant 
werden, wenn etwa Familien mit Kindern in Konfliktgebiete reisen und dort  
in Gewalt verwickelt werden.
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Völkerstraftaten unterscheiden sich von transnationalen Verbrechen  
wie Menschenhandel, Drogenhandel oder Terrorismus: Sie richten  
sich in erster Linie nicht gegen einzelne Opfer, sondern stellen  
Angriffe auf die internationale Rechtsordnung und die Menschheit  
als Ganze dar. Während transnationale Verbrechen auch als  
Einzeltaten unabhängig voneinander begangen werden können,  
setzt die Einstufung als Völkerstraftat immer einen spezifischen,  
übergeordneten Kontext voraus – etwa einen bewaffneten  
Konflikt im Fall von Kriegsverbrechen oder einen systematischen  
Angriff gegen die Zivilbevölkerung bei Verbrechen gegen die  
Menschlichkeit.

Völkermord bedeutet, dass eine bestimmte 
Gruppe (z. B. nach Religion, Ethnie  
oder Herkunft bestimmt) gezielt ganz  
oder teilweise zerstört werden soll.  
So wurde es 1948 in der Völkermord- 
konvention der Vereinten Nationen  
definiert. Charakteristisch ist demnach  
die Absicht zur Vernichtung („Zerstörungs-
absicht“) der Gruppe, die durch ver- 
schiedene Einzelakte erreicht werden  
soll. Beispielsweise können Morde,  
schwere Körperverletzungen oder  
Entführungen Völkermordhandlungen  
darstellen, ebenso das Auferlegen  
von Maßnahmen, um Geburten in der  
Gruppe zu verhindern, oder das  
gewaltsame Überführen von Kindern  
der Gruppe in eine andere Gruppe.

Identifikationsmerkmale für die Praxis:

•	 Systematik: Es geht nicht um einzelne Gewalthandlungen,  
	 sondern um systematische Gewalt. 
•	 Gruppenbezug: Die Gewalt richtet sich gegen eine ganze  
	 Gruppe, nicht gegen einzelne Menschen (z. B. „alle Jesid:innen“,  
	 „die Tutsi“). Die individuellen Menschen werden nur aufgrund  
	 ihrer (vermeintlichen) Gruppenzugehörigkeit zum Ziel der  
	 Gewalt. 
•	 Zerstörungsabsicht: Die Gruppe als solche soll vernichtet  
	 werden. Oft zeigt sich die Zerstörungsabsicht in Aussagen  
	 oder Mustern („Wir müssen sie alle auslöschen“). 

1.2.	Ziele und Inhalt dieser Leitlinien
Die vorliegenden Leitlinien sollen Ihnen ermöglichen, eine erste Einschätzung 
von geschilderten Gewaltsituationen vorzunehmen. Dadurch soll zugleich 
Ihre Resilienz im Umgang mit Berichten über schwerste Gewalt, insbesondere 
mit Erzählungen von Verbrechen gegen das Völkerrecht, gestärkt werden. 
Die Leitlinien werden daher die Grundlagen des Völkerstrafrechts darstellen. 
Sie werden exemplarisch aufzeigen, was Verbrechen gegen das Völkerrecht 
sind und worin sie sich von anderen  (Gewalt‑) Verbrechen unterscheiden. 
Beachten Sie auch die im Anhang enthaltenen Definitionen und wenden  
Sie sich im Zweifelsfall an die ebenfalls im Anhang angegebenen Kontakt- 
personen, von denen Sie und Ihre Klient:innen sich beraten lassen können.

Zudem werden in diesen Leitlinien die Abläufe der Ermittlung und Straf-
verfolgung völkerrechtlicher Verbrechen beschrieben. Dabei wird auch 
darauf eingegangen, welche Möglichkeiten Sie und Ihre Klient:innen haben, 
an der strafrechtlichen Aufarbeitung mitzuwirken. Neben etablierten 
Meldewegen und Möglichkeiten zur aktiven Teilhabe am Strafverfahren, 
werden auch Mittel des Zeug:innen- und Opferschutzes aufgezeigt.

1.3.	Hinweise zum Umgang mit diesen Leitlinien
In den einzelnen Kapiteln finden Sie die wichtigsten Hinweise und  
konkrete Handlungsempfehlungen in Checklisten zusammengefasst.  
Diese sollen Ihnen insbesondere eine schnelle Orientierung ermög- 
lichen und sind daher mit diesem Symbol markiert.

Mit diesem Symbol sind Beispiele markiert, die verdeutlichen, wie Gerichte – 
auch in Deutschland – internationale Verbrechen strafrechtlich verfolgen.

Dieses Symbol markiert Punkte, die besondere Aufmerksamkeit  
erfordern, etwa rechtliche Risiken oder typische Fehlerquellen.

Völker- und strafrechtliche Fachbegriffe, die im Text kursiv gedruckt sind, 
werden im Glossar erläutert.

2. Was sind völkerrechtliche Verbrechen?
Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen 
gelten als die schwersten Formen von Gewalt. Sie betreffen nicht nur die 
Menschen am Tatort, sondern die gesamte Weltgemeinschaft und werden 
deshalb als internationale Verbrechen oder Völkerstraftaten bezeichnet. 
Wenn solche Taten unbestraft bleiben, gefährdet dies den Frieden und den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Deutschland hat sich – auch vor dem 
Hintergrund seiner eigenen Geschichte – dazu verpflichtet, solche Taten 
strafrechtlich zu verfolgen.

!

Die Terrororganisation „Islamischer Staat“ (IS)  
versuchte spätestens ab 2014 im Nordirak  
die jesidische Religionsgemeinschaft zu  
vernichten. Jesid:innen wurden gezwungen,  
zum Islam zu konvertieren, andere wurden  
versklavt oder getötet. Alle diese Taten  
können als Völkermordhandlungen strafbar 
sein.

Ein IS-Mitglied hielt eine jesidische Frau  
und ihre fünfjährige Tochter als Sklavinnen 
fest. Das Kind starb, nachdem es gefesselt  
in der Sonne zurückgelassen wurde.  
Dieser Fall wurde von 2020 bis 2022 in 
Deutschland vor Gericht verhandelt – und  
zum ersten Mal weltweit wurde jemand  
wegen des Völkermords an Jesid:innen  
verurteilt.

(BGH, Urteil vom 30.11.2022, 3 StR 230/22)

               Völkermordi
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2.1.	 Der Internationale Strafgerichtshof
Der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) ist ein ständiges Gericht  
in Den Haag, das seit 2002 über die schwersten internationalen  
Verbrechen urteilt – also über Völkermord, Verbrechen gegen  
die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen. Als Strafgerichtshof  
urteilt er über die individuelle Schuld von einzelnen Personen  
für die ihnen persönlich vorgeworfenen Verbrechen. Eine persön- 
liche Verurteilung ist von der Verantwortlichkeit von Staaten zu 
unterscheiden.

Das Mandat des IStGH ist durch das Römische Statut umschrieben:  
Zuständig ist der Gerichtshof für die Aufklärung und strafrechtliche 
Ahndung von den genannten völkerrechtlichen Verbrechen, die  
seit seinem Inkrafttreten entweder durch eine:n Angehörige:n eines 
Staates begangen wurde, der durch Ratifizierung des Statuts  
Vertragspartei geworden ist, oder die auf dem Staatsgebiet eines 
Vertragsstaates verübt wurden. In anderen Fällen kann der Gerichts-
hof tätig werden, wenn der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen  
den betreffenden Fall an den IStGH verwiesen hat. Viele Fälle inter-
nationaler Verbrechen fallen demnach nicht in die Gerichtsbarkeit 
dieses einzigen ständigen internationalen Strafgerichtshofes.  
Insbesondere im Fall eines Staates, der nicht zu den Vertrags- 
staaten zählt und die Gerichtsbarkeit nicht freiwillig anerkennt,  
kann der IStGH nur dann zuständig werden, wenn der UN-Sicherheits-
rat eine entsprechende Weisung erlässt. Der Sicherheitsrat ist  
ein politisches Organ innerhalb der Vereinten Nationen, in dem  
mit China, Frankreich, Russland, den USA und dem Vereinigten  
Königreich fünf große Staaten ein Vetorecht besitzen. Das bedeutet, 
ihre Gegenstimme kann die Entscheidung der anderen blockieren. 
China, Russland und die USA sind jedoch keine Vertragsstaaten  
des IStGH und stehen seiner Tätigkeit zumeist ablehnend gegenüber. 
In vielen Fällen ist die Strafverfolgung durch den IStGH daher  
nicht möglich.

2.2.	Weitere nationale, internationale und hybride  
		  Gerichtsbarkeiten
Grundsätzlich gilt: Zuerst sollen die Staaten selbst ermitteln  
und Prozesse vor nationalen Gerichten führen. Nur wenn sie  
nicht tätig werden können oder das nicht wollen, darf der  
IStGH eingreifen. Daneben gibt es Sondergerichte, die nur für  
bestimmte Konflikte eingerichtet wurden – zum Beispiel für  
den Völkermord in Ruanda oder die Verbrechen im ehemaligen  
Jugoslawien. Außerdem können einige Länder – wie Deutschland –  

Verbrechen gegen die Menschlichkeit sind schwere Gewalttaten wie bei-
spielsweise Tötung, Folter, Versklavung, Entführung oder sexualisierte Ge-
walt (z. B. Vergewaltigung, Zwangsschwangerschaft, Zwangssterilisation) 
oder andere grausame Misshandlungen. Ein Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit stellen solche Handlungen dar, wenn sie Teil eines groß angelegten 
Angriffs auf Zivilpersonen sind – egal ob in Kriegszeiten oder im Frieden.

Identifikationsmerkmale für die Praxis:
•  Systematischer Angriff:

Gewalt passiert nicht zufällig, sondern folgt einem 
Muster oder einer Politik (z. B. indem Polizei oder 
Milizen gezielt gegen friedliche Protestierende 
vorgehen). Aussagen wie „wir wurden aus unseren 
Häusern vertrieben“, „sie haben uns alle registriert 
und dann abgeholt“ oder „wer etwas sagte, wurde 
gefoltert“ deuten auf ein solches Muster hin.

•   Zivilbevölkerung als Ziel: 
Ziel des Angriffs sind keine Kämpfer:innen, 
sondern Zivilist:innen – etwa einfache  
Dorfbewohner:innen, Demonstrierende,  
Studierende, Angehörige von Minderheiten.

In Kriegen und bewaffneten Konflikten gibt es  
Regeln, die die zulässige Gewaltanwendung  
beschränken, um die Zivilbevölkerung zu schützen. 
Werden diese Regeln bewusst verletzt, spricht man 
von Kriegsverbrechen. Dazu gehören zum Beispiel: 

•  Geiselnahmen 
•  Angriffe auf zivile Einrichtungen (z.B. Schulen,  
   religiöse Stätten, zivile Infrastruktur) 
•  Angriffe auf Krankenhäuser oder humanitäre 
   Hilfsorganisationen 
•  Einsatz verbotener Waffen (Chemiewaffen,  
   biologische Kampfstoffe) 
•  Einsatz sogenannter „menschlicher Schutzschilde“.

Identifikationsmerkmale für die Praxis:
•	 Bewaffneter Konflikt als Rahmen: Ein Kriegsverbrechen geschieht immer 	
	 im Zusammenhang mit einem bewaffneten Konflikt (z. B. Syrien, Jemen). 
•	 Schutzlose Betroffene: Opfer sind meist Zivilist:innen, aber auch (ehe-	
	 malige) Kämpfer:innen und Soldat:innen sind vom Völkerrecht geschützt, 	
	 beispielsweise wenn sie gefangen, verletzt oder getötet wurden. 
•	 Gezielte Missachtung von Regeln: Wenn beispielsweise gezielt 	
	 Krankenhäuser bombardiert, Kinder zwangsrekrutiert oder Hilfs- 
	 güter blockiert werden, ist das ein klares Anzeichen.

            Verbrechen gegen die Menschlichkeit

Ein Mann berichtet, dass er bei einer fried-
lichen Demonstration in Syrien verhaftet und 
ins Gefängnis gebracht wurde, wo Gefangene 
systematisch geschlagen, gefoltert und ernied-
rigt wurden – oft mit tödlichen Folgen. Solche 
Schilderungen belegen ein gezieltes Vorgehen 
gegen die Zivilbevölkerung, typisch für Ver- 
brechen gegen die Menschlichkeit.

Solche Taten wurden in Deutschland vor Gericht 
verhandelt: Der syrische Geheimdienstleiter 
Anwar R. wurde 2022 wegen solcher Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit verurteilt.

(BGH, Urteil vom 20.03.2024, 3 StR 454/22)

            Kriegsverbrechen

Ein Mann schloss sich in Syrien dem „Islamischen 
Staat“ an. Während eines Gefechts trat er das 
Gesicht einer getöteten Person, filmte die Leiche 
und forderte andere dazu auf, die Misshandlung 
fortzusetzen. Er schickte die Aufnahmen weiter, 
um die Erniedrigung öffentlich zu machen.
Solche Handlungen gelten als Kriegsverbrechen, 
weil auch Tote im Krieg Würde und Schutz genie-
ßen. Dieser Fall wurde in Deutschland vor Gericht 
verhandelt: Abdelkarim E. wurde 2018 vom OLG 
Frankfurt wegen Kriegsverbrechen verurteilt.
(OLG Frankfurt, Urteil vom 24.09.2018,  
5 – 3 StE 4/16 – 4 – 3/17)

i

i



8 9

3. Ablauf eines Völkerstrafverfahrens  
     in Deutschland
Seit 2002 gibt es in Deutschland ein eigenes Gesetz für die schwersten in-
ternationalen Verbrechen – das Völkerstrafgesetzbuch (VStGB). Es erlaubt, 
Täter:innen auch dann vor Gericht zu stellen, wenn die Taten im Ausland 
begangen wurden und weder Opfer noch Täter Deutsche sind. Im inter-
nationalen Vergleich führt Deutschland relativ viele Strafverfahren wegen 
völkerrechtlichen Verbrechen. Die Verfahren laufen ähnlich ab wie andere 
Strafprozesse – von den Ermittlungen über den Prozess bis zum Urteil. 

Der Ablauf eines Strafverfahrens lässt sich grob untergliedern in das 
Ermittlungsverfahren, das gerichtliche Hauptverfahren, eventuelle 
Rechtsmittel, bis schließlich ein rechtskräftiges Urteil gesprochen wird. 
Die folgenden Abschnitte beschreiben die einzelnen Schritte eines  
deutschen Strafverfahrens im Bereich des Völkerstrafrechts, von der 
ersten Meldung durch Zeug:innen oder Opfer bis hin zum rechtskräftigen 
Urteil. Wichtig ist: Auch hier gilt immer die Unschuldsvermutung, bis  
ein Gericht rechtskräftig entschieden hat.  

3.1. Anzeige von Völkerstraftaten 
Aussagen von Zeug:innen sind oft die ersten  
und wichtigsten Beweise. Zeug:innenberichte 
sind für Strafprozesse meist unverzichtbar,  
besonders dann, wenn amtliche Dokumente 
oder physische Beweise vom Tatort fehlen.

Völkerrechtsverbrechen können in Deutsch- 
land wie jede andere Straftat angezeigt  
werden. Opfer- oder Augenzeug:innen können 
Hinweise melden – persönlich, schriftlich  
oder über Unterstützer:innen, wie beispiels- 
weise spezialisierte Nichtregierungs- 
organisationen (NGOs).

Anlaufstellen sind:	
•	 jede Polizeidienststelle 
•	 jede Staatsanwaltschaft, auch der Generalbundesanwalt 
•	 jedes Amtsgericht 
•	 Auch NGOs nehmen Hinweise entgegen. Sie leiten diese an die  
	 Behörden weiter oder unterstützen Betroffene beim Kontakt.  
	 Einige Beispiele solcher NGOs finden Sie im Anhang.

internationale Verbrechen auch dann verfolgen, wenn sie im  
Ausland begangen wurden (sogenanntes Weltrechtsprinzip).  
Die Idee dahinter ist, dass manche Verbrechen so schwerwiegend 
sind, dass sie die ganze Menschheit betreffen, weshalb jedes  
Land sie verfolgen kann.

2.3. Schwierigkeiten  
         bei der Verfolgung von  
         Völkerrechtsverbrechen
Ermittlungen zu internationalen  
Verbrechen sind oft sehr kompliziert  
und dauern viele Jahre. Für Über- 
lebende und Zeug:innen bedeutet  
das über lange Zeit die Unsicherheit  
über den Ausgang des Verfahrens,  
sowie die Gefahr, durch wiederholte  
Befragungen retraumatisiert  
zu werden. 

Die größten Schwierigkeiten der Ermittlungsarbeit sind:

Verfahrensdauer: Besonders für Überlebende und Zeug:innen  
kann es eine enorme Belastung darstellen, dass zu keinem  
Zeitpunkt absehbar ist, ob es überhaupt zu einer Verhandlung  
vor Gericht kommen wird und wann ein Urteil gesprochen  
werden wird. 

Sprachbarrieren: Häufig fehlen qualifizierte Dolmetscher:innen,  
sodass Verständigungsschwierigkeiten entstehen und Betroffene  
den Prozessen schwer folgen können.

Entfernung: Tatorte liegen oft weit entfernt, physische Beweis- 
mittel sind schwer zu sichern. Zudem haben die unmittelbar  
betroffenen Gesellschaften aufgrund der großen Distanz oft  
kaum Zugang zum Gericht oder zu Nachrichten über den Prozess- 
verlauf.

Schutzlücken: Zeug:innenschutz ist im Ausland nur begrenzt  
umsetzbar – Betroffene und ihre Familien sind im Tatortstaat  
oft Bedrohungen ausgesetzt, insbesondere wenn der Konflikt  
dort noch andauert und alte Machtstrukturen weiterhin  
bestehen.

Hissène Habré, Ex-Präsident des Tschad  
(1982–1990), ließ in seinem Heimatland  
Zehntausende Menschen foltern und töten.  
Nach seiner Flucht lebte er lange unbehelligt  
im Senegal. 2016 wurde er dort von einem  
Sondergericht im Senegal wegen Verbrechen  
gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen  
und Folter zu lebenslanger Haft verurteilt.

Wie dieser Fall zeigt, können auch einzelne  
Staaten Verantwortliche für internationale  
Verbrechen zur Rechenschaft ziehen.

Zeug:innen und Täter:innen  
in Deutschland

Geflüchtete erkannten in Berlin den ehemaligen 
syrischen Geheimdienstchef Anwar R.  
wieder und zeigten ihn an. Ihre Aussagen 
führten zu einem Strafverfahren vor dem Ober-
landesgericht Koblenz. Dort wurde er wegen 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit verurteilt.

Dieses Beispiel zeigt deutlich, wie nah 
Täter:innen und Opfer in Deutschland bei-
einander leben können – und wie wichtig 
Zeug:innen für die Aufarbeitung internationa-
ler Verbrechen sind. Für Überlebende kann 
es sehr belastend sein, im Aufnahmeland 
wieder Täter:innen zu begegnen.

i

i

Die Außerordentlichen Afrikanischen 
Kammern (Senegal)
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Untersuchungshaft ist nur möglich, wenn bestimmte Gründe vorliegen:

•	 Flucht oder Fluchtgefahr: Die Person könnte versuchen, sich ins  
	 Ausland abzusetzen.  
•	 Verdunkelungsgefahr: Es besteht die Gefahr, dass Beweise zerstört 	
	 oder Zeug:innen eingeschüchtert werden. 
•	 Wiederholungsgefahr: Auch um weitere schwere Taten zu verhindern, 	
	 kann die Person in Untersuchungshaft genommen werden.

3.2.2. Strukturermittlungsverfahren

Auch wenn noch keine konkrete Person  
verdächtigt wird, können die Behörden  
sogenannte Strukturermittlungen  
beginnen. Dabei geht es darum,  
Informationen und Beweise frühzeitig  
zu sammeln und zu sichern, damit  
sie später in Strafverfahren genutzt  
werden können. Die gesammelten  
Daten können auch mit anderen Ländern  
oder internationalen Gerichtshöfen  
geteilt werden, zum Beispiel über Netz- 
werke wie Interpol oder Eurojust.

3.3. Das Strafverfahren in Deutschland
Für Strafverfahren wegen mutmaßlicher Völkerstraftaten  
sind in Deutschland die Oberlandesgerichte (OLG) zuständig,  
da es sich hierbei um besonders schwere Staatsschutzdelikte  
handelt. 

Wenn die Beweislage nach Abschluss der Ermittlungen einen  
hinreichenden Tatverdacht begründet, eine Verurteilung also  
wahrscheinlicher scheint als ein Freispruch, erhebt der GBA  
beim zuständigen OLG Anklage. Die Anklageschrift enthält eine  
detaillierte Darstellung der vorgeworfenen Taten und eine  
Beschreibung der Beweismittel, auf denen dieser Vorwurf beruht.

Der zuständige Staatsschutzsenat prüft zunächst die Anklage  
auf rechtliche Zulässigkeit und kann anschließend das Haupt- 
verfahren eröffnen. Der Staatsschutzsenat ist dabei in der Regel  
mit drei oder fünf Berufsrichter:innen besetzt. Die Prüfung der  
Anklage durch das Gericht kann einige Zeit in Anspruch nehmen,  
sodass zwischen Anklageerhebung durch den GBA und Eröffnung  
der Hauptverhandlung durch das OLG mehrere Wochen oder  
auch Monate vergehen können.

Berichte über konkrete Gewalttaten, etwa willkürliche Inhaftie- 
rungen, Misshandlungen in Gefängnissen, sexualisierte Gewalt  
oder gezielte Gewalt gegen eine ethnische oder religiöse  
Gruppe, sind für die Strafverfolgung besonders wichtig.  
Aber auch allgemeine Angaben zu Tatorten, regionalen Dialekten  
oder über den Kontext der mutmaßlichen Verbrechen, der Rolle  
bewaffneter Gruppen, Befehlsstrukturen, Uniformen, den  
Verlauf von militärischen Operationen können für Ermittlungen  
ausschlaggebend sein. 

Erinnerungen können mit der Zeit verblassen oder durch Traumata  
verändert werden, deshalb sollten Aussagen möglichst früh  
dokumentiert werden. In solchen Kontexten kommt den Aussagen  
der Betroffenen eine doppelte Bedeutung zu: Sie dienen der  
(historischen, zeitgeschichtlichen) Dokumentation und als  
Grundlage der (juristischen) Verfolgung schwerer Menschenrechts- 
verbrechen. Zudem erhalten die Überlebenden vor Gericht  
eine öffentliche und wirksame Stimme: ihre Aussage wird durch  
die richterliche Anerkennung mit der Autorität des Rechts  
versehen. 

3.2.	 Das Ermittlungsverfahren
Wenn glaubhafte erste Hinweise auf ein Verbrechen vorliegen, leitet 
die zuständige Staatsanwaltschaft ein Ermittlungsverfahren ein.  
Für Völkerrechtsverbrechen ist der Generalbundesanwalt (GBA) in 
Karlsruhe zuständig. Die Ermittlungen führt der GBA mit Hilfe des  
Bundeskriminalamtes (BKA). Dazu gehören insbesondere:

•	 Befragung von Zeug:innen  
•	 Sammeln und Sichern von Beweismitteln 
•	 Austausch von Informationen mit internationalen Stellen.

Für internationale Verbrechen gibt es im BKA eine eigene Stelle –  
die Zentralstelle für die Bekämpfung von Kriegsverbrechen (ZBKV).  
Sie sammelt Hinweise und leitet sie an den GBA weiter.

Ermittlungen müssen durchgeführt werden, wenn ein Bezug zu 
Deutschland besteht (z. B. Verdächtige halten sich hier auf  
oder Tatopfer sind deutsche Staatsbürger:innen). Gibt es keinen  
direkten Bezug, entscheidet der GBA, ob die Ermittlungen  
fortgeführt oder eingestellt werden.

3.2.1. Untersuchungshaft

Wenn sich eine verdächtige Person in Deutschland aufhält  
und es genügend Beweise für eine mögliche Tat gibt, kann der  
GBA beim Bundesgerichtshof einen Haftbefehl beantragen. 

i             

 
 
 
 
 
Deutsche Ermittlungsbehörden sammeln seit Jahren 
Beweise zu möglichen Kriegsverbrechen beispiels-
weise in Syrien und in der Ukraine. Dazu zählen etwa 
Zeug:innenaussagen, Fotos oder Videos. Auch wenn 
die Täter:innen noch nicht bekannt sind, werden 
diese Informationen gesammelt, um sie später in 
Strafverfahren in Deutschland, im Ausland oder vor 
internationalen Gerichten nutzen zu können.

Internationale Zusammenarbeit
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4. Ihre Klient:innen als Zeug:innen,  
     Überlebende und mutmaßliche Täter:innen 
Im Kontext von Asylverfahren schildern Betroffene 
oft schwere Menschenrechtsverletzungen.  
Diese Informationen können später für die Auf-
klärung von Völkerrechtsverbrechen wichtig sein. 
Auch Erfahrungen oder Fotos, die Klient:innen  
mit Ihnen teilen, können wichtige Hinweise auf 
internationale Verbrechen liefern. 

Ihre Klient:innen können auf verschiedene Arten 
von den Verbrechen betroffen sein: 

•	 Als Überlebende: Sie haben selbst Gewalt  
	 erfahren. 
•	 Als Zeug:innen: Sie haben Taten beobachtet 	
	 oder berichten, Täter:innen wiedererkannt  
	 zu haben. 
•	 Als mutmaßliche Täter:innen: Sie schildern „Kampferfahrungen“,  
	 „Vergeltungsmaßnahmen“ oder sonstige Anwendung von Gewalt;  
	 etwa zur Selbstinszenierung oder um Fluchtgründe zu untermauern. 

Sie als Sozialarbeiter:in sollten in der Lage sein, solche Informationen 
rechtlich einzuordnen, um abschätzen zu können, wann eine Schilderung 
auf ein mögliches Völkerrechtsverbrechen hinweist.

4.1. Allgemeine Grundlagen
Wenn Sie als Sozialarbeiter:in von mutmaßlichen 
Völkerrechtsverbrechen erfahren, gilt grundsätz-
lich die Schweigepflicht (§ 203 StGB). Sie dürfen 
Informationen nicht ohne die Zustimmung der  
betroffenen Person weitergeben – auch dann 
nicht, wenn es um schwerste Verbrechen geht. 
Sie können Betroffene jedoch um ihre Einwilli- 
gung bitten oder sie ermutigen, selbst eine Aus-
sage bei den Behörden zu machen.

Grundlegend ist das Do-No-Harm-Prinzip: Gespräche sollen Retraumatisierungen ver-
meiden, keinen zusätzlichen Schaden anrichten und keinen Druck aufzubauen. Das 
bedeutet auch, keine falschen Hoffnungen zu wecken. Strafverfahren sind oft langwierig 
und unsicher – das sollten Betroffene wissen, um eine selbstbewusste Entscheidung 
treffen zu können. Ihre Aufgabe als Sozialarbeiter:in ist es, einen sicheren und vertrauens-
vollen Rahmen zu schaffen, in dem Klient:innen frei entscheiden können, was sie erzählen 
und an wen sie Informationen weitergeben möchten. Dazu gehört auch, dass Sie über 

3.3.1. Das Hauptverfahren
Grundsätzlich sind Strafverfahren öffentlich – das bedeutet, dass jede 
Person zuhören darf. Nur Personen, die für eine Aussage zu einem  
späteren Zeitpunkt im Verfahren vom Gericht als Zeug:in geladen sind, 
sind davon ausgeschlossen. Zum Schutz von Zeug:innen kann das  
Gericht die Öffentlichkeit zeitweise ausschließen. Auch Verfahren 
gegen jugendliche Angeklagte sind in der Regel nicht öffentlich.

Im Hauptverfahren prüft das Gericht alle Beweismittel genau.  
Zeug:innen müssen daher in der Regel persönlich vor dem Gericht 
aussagen, auch wenn sie vorher schon von Polizei oder Staatsanwalt-
schaft befragt wurden. Sie müssen sich grundsätzlich auch den  
Fragen der Angeklagten bzw. der Verteidigung stellen. Um Belastungen 
zu verringern, können unter Umständen Schutzmaßnahmen ange- 
ordnet werden (z. B. Aussage per Video, Anonymisierung).

Neben den in der Anklage aufgeführten Beweismitteln können auch 
die Verteidigung oder Nebenklage weitere Beweise in den Strafprozess 
einbringen.

Zulässige Beweismittel im Gerichtsverfahren sind:

Zeug:innen berichten von eigenen Erfahrungen oder Beobachtungen 
(z. B. Augenzeug:innen, Überlebende). 

Sachverständige bringen spezielles Fachwissen ein (z. B. Medizin, 
Psychologie, Sprache).

Urkunden sind schriftliche Dokumente wie Ausweise, Registerauszüge 
oder Gutachten.

Als Augenscheinsbeweis gilt alles, was unmittelbar wahrnehmbar ist 
(Fotos, Videos, Verletzungen).

3.3.2. Urteil und Revision
Am Ende des Strafverfahrens entscheidet das Gericht durch Urteil, ob ein 
Freispruch oder eine Verurteilung mit Strafe erfolgt. Das Urteil wird öffent-
lich bekanntgegeben und anschließend schriftlich begründet. Gegen das 
Urteil können sowohl der GBA, die Angeklagten als auch als Nebenkläger:in 
beteiligte Überlebende Revision beim Bundesgerichtshof (BGH) einlegen. 
Dabei wird nicht alles neu verhandelt – der BGH prüft gegebenenfalls, ob 
das Urteil auf Rechtsfehlern beruht. Er kann das Urteil bestätigen oder 
aufheben. Wenn ein Urteil aufgehoben wird, kommt es entweder zu einer 
neuen Verhandlung am OLG oder der BGH verkündet das Urteil unmittelbar. 
Nach der rechtskräftigen Verurteilung bestehen für Verurteilte nur noch 
Möglichkeiten, eventuelle Verletzungen von Grund- und Menschenrechten 
vor dem Bundesverfassungsgericht oder dem Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte (EGMR) geltend zu machen.

Asylverfahren als Informationsquelle

Eine Frau berichtete beispielsweise im  
Asylverfahren von jahrelanger Haft und Folter.  
Jahre später wird ihre Schilderung zu einem  
wichtigen Beweismittel in einem deutschen  
Strafprozess.

Wichtig: Solche Aussagen dienen in erster  
Linie dazu, den eigenen Schutzbedarf zu  
belegen – nicht dazu, ein Strafverfahren einzu- 
leiten. Sie entstehen oft unter großem Druck  
und der Angst vor Ablehnung des Asylantrags.  
Vielen Betroffenen ist zudem nicht bewusst,  
dass ihre Aussagen völkerstrafrechtliche  
Bedeutung haben könnten. Darum sind solche 
Informationen besonders sensibel und beson- 
ders schutzbedürftig.

            Grundsätzlich gilt:

	 •   Schweigepflicht 
	 •   Do-No-Harm-Prinzip 
	 •   Sicheren Rahmen schaffen 
	 •   Zustimmung einholen 
	 •   Realistisch bleiben  
	 •   Unterstützungsnetzwerke suchen 
	 •   Selbstfürsorge

i
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Recht auf psychosoziale Prozessbegleitung: Besonders belastete  
Zeug:innen – z. B. Kinder, Überlebende sexualisierter Gewalt oder trau- 
matisierte Geflüchtete – haben Anspruch auf kostenlose Unterstützung  
durch geschulte Fachkräfte vor, während und nach ihrer Aussage.

Recht auf Schutz der persönlichen Daten: Zeug:innen können beantragen, 
dass ihre Adresse oder Personalien nicht in den Akten oder in der Verhand-
lung genannt werden. Teilweise kann das Gericht zulassen, dass Zeug:innen 
ihr Gesicht verhüllen, um ihre Identität zu schützen.

Recht auf Entschädigung: Zeug:innen bekommen Kosten für Anreise und 
Verdienstausfall erstattet. Wichtig ist dabei: Der Antrag sollte gleich am  
Tag der Vernehmung gestellt werden.

4.	2.2. Risiken für Zeug:innen im Strafverfahren

Für Zeug:innen können durch das Strafverfahren erhebliche psychische  
Belastungen entstehen – etwa durch die Begegnung mit Täter:innen,  
die öffentliche Darstellung traumatischer Erlebnisse, mögliche Retrauma- 
tisierungen durch oder Ängste vor Bedrohung und Unsicherheit.

Typische Risiken in solchen Verfahren sind:

•	 Konfrontation mit Täter:innen: Zeug:innen müssen im Gericht grund- 
	 sätzlich direkt vor den Angeklagten aussagen und sich auch ihren  
	 Rückfragen stellen, was sehr belastend sein kann. Ausnahmen sind nur 	
	 sehr selten möglich, etwa bei Minderjährigen oder Überlebenden  
	 sexualisierter Gewalt.

•	 Retraumatisierung: Durch wiederholte Befragungen oder detaillierte 	
	 Schilderungen traumatischer Ereignisse können alte Verletzungen  
	 seelisch wieder aufbrechen.

•	 Einschüchterung oder Bedrohung: Zeug:innen können Angst vor Rache 	
	 oder Druck haben – auch ausgehend von Anhänger:innen der Täter:innen 	
	 im Aufnahmeland. Sie oder ihre Familien können auch im Ausland bedroht 	
	 werden.

•	 Öffentlichkeit des Prozesses: Da Strafprozesse in der Regel öffentlich 	
	 sind, können intime oder traumatisierende Details bekannt werden. 	
	 Ausnahmen sind nur begrenzt möglich, etwa bei Minderjährigen oder bei 	
	 besonders gefährdeten Zeug:innen.

•	 Unrealistische Erwartungen: Zeug:innen hoffen oft auf schnelle  
	 Gerechtigkeit. Da Verfahren aber sehr lange dauern und das Ergebnis 	
	 ungewiss ist, können Enttäuschungen entstehen.

•	 Aufenthaltsunsicherheit: Zeug:innen können befürchten, dass ihre 	
	 Aussage Einfluss auf das Asylverfahren hat – auch wenn das rechtlich 	
	 nicht erlaubt ist.

die rechtlichen Grundlagen und mögliche Schutzmaßnahmen Bescheid 
wissen, sowie auf professionelle Unterstützungsnetzwerke zurückgreifen 
können. Auch Sozialarbeiter:innen können durch solche Erzählungen  
belastet werden – deshalb ist es wichtig, die eigenen Grenzen zu achten 
und sich gegebenenfalls Unterstützung zu suchen. 

4.2. Zeug:innen im Strafverfahren 
Viele Geflüchtete aus Konfliktgebieten haben in ihrer Heimat Gewalt  
erlebt – oft sogar schwerste Gewalt, die als Völkerrechtsverbrechen gilt.  
Als Sozialarbeiter:in können Sie in die Situation kommen, dass sich Betrof-
fene Ihnen anvertrauen und von diesen Erlebnissen berichten. Aussagen 
von Zeug:innen sind für Ermittlungs- und Strafverfahren besonders wert-
voll: Oft sind sie die einzige Möglichkeit, Geschehenes zu dokumentieren, 
wenn es keine offiziellen Unterlagen oder Beweise vom Tatort gibt. 

Die Entscheidung zur Anzeige und Aussage kann den Betroffenen  
auch bei der Aufarbeitung der Erfahrungen helfen. Sie sollten daher die  
Rechte von Zeug:innen kennen, und Betroffene darauf hinweisen.  
Wichtig ist aber auch das Bewusstsein über die Belastungen und Risiken, 
die mit der Zeug:innenrolle verbunden sind.

4.2.1. Rechte von Zeug:innen
Im Mittelpunkt jeder Zusammenarbeit mit Strafverfolgungsbehörden 
muss der Schutz der Betroffenen stehen. Eine Aussage darf nur freiwillig 
und informiert erfolgen – niemals unter Druck. 

Besonders wichtig ist dabei: Die Entscheidung, eine Aussage zu machen, 
darf keinen Einfluss auf das Asylverfahren haben. Vor einer Befragung 
müssen Zeug:innen über ihre Rechte, mögliche Risiken und verfügbare 
Schutzmaßnahmen informiert werden. 

Zu den bedeutendsten Rechten von Zeug:innen im Verfahren gehören:

Recht auf respektvolle Befragung: Zeug:innen müssen in einem  
geschützten Rahmen ohne Druck angehört werden – besonders bei  
traumatischen Erlebnissen wie Folter oder sexualisierter Gewalt. 

Recht auf Sprachmittlung: Sie dürfen in der Sprache sprechen,  
die sie verstehen. Qualifizierte Dolmetscher:innen sind kostenlos  
verfügbar – das gilt auch für die Übersetzung von Dokumenten.

Zeugnisverweigerungsrecht: Niemand muss sich selbst oder enge  
Angehörige belasten. Die Strafverfolgungsbehörden und das Gericht  
sind verpflichtet, vor einer Befragung auf dieses Recht hinzuweisen. 

Recht auf anwaltliche Begleitung: Zeug:innen können sich von  
Anwält:innen beraten und begleiten lassen. Bei besonders schutz- 
würdigen Zeug:innen kann man eine Beiordnung einer Anwältin  
oder eines Anwalts auf Kosten der Staatskasse beantragen.

!
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4.2.4. Handlungsempfehlungen für Sozialarbeiter:innen  
	         im Umgang mit Zeug:innen 

Als Sozialarbeiter:in können Sie die Betroffenen 
dabei unterstützen zu entscheiden, ob  
und wie sie Informationen an die Ermittlungs- 
behörden weitergeben möchten.  
Wichtig ist: Niemand muss diesen Weg allein  
gehen. Zeug:innen haben Anspruch auf  
Unterstützung und Schutzmaßnahmen.  
Folgende Schritte sind dabei besonders wichtig:

•	 Schweigepflicht wahren: Eine Weitergabe von vertraulichen Informationen 	
	 an Polizei oder Staatsanwaltschaft ist nur mit ausdrücklicher Zustimmung 	
	 erlaubt.

•	 Gespräch über mögliche Aussage: Wenn die betroffene Person überlegt  
	 auszusagen, können Sie gemeinsam Chancen und Risiken besprechen.  
	 Mit Einwilligung können auch Sie das mutmaßliche Verbrechen melden, um 	
	 Ermittlungen anzustoßen. Dabei ist zu beachten, dass im Falle einer Ermittlung 	
	 und eines Strafverfahrens auch die Aussage der Zeug:in selbst notwendig 	
	 werden kann, und dass in diesem Fall eine Pflicht zur Aussage besteht.

•	 Ereignisse dokumentieren und Einrichtungsleitung oder Inhouse- 
	 Jurist:innen einbeziehen: Notieren Sie Ihre Eindrücke und besprechen 	
	 Sie sie – wenn nötig – vertraulich mit der Leitung oder juristischen  
	 Fachkräften in Ihrer Einrichtung. So sind Sie vorbereitet, falls Sie später 	
	 selbst als Zeug:in befragt werden, beispielsweise um die Glaubwürdig-	
	 keit der Angaben zu beurteilen.

•	 Do-No-Harm-Prinzip: Prüfen Sie immer, ob ein Gespräch oder eine Weiter- 
	 gabe von Informationen der Person schaden könnte (Retraumatisierung, 	
	 Angst, Druck).

•	 Keine falschen Erwartungen wecken und emotionale Belastung im  
	 Blick behalten: Verfahren dauern oft Jahre und ihr Ausgang ist unsicher – 	
	 das sollten Sie ansprechen. Zudem können Gespräche über Gewalt- 
	 erfahrungen sehr belastend sein – insbesondere, wenn wiederholte  
	 Aussagen notwendig sind. 

•	 Auf Unterstützungs- und Schutzmöglichkeiten hinweisen und gegebenen- 
	 falls weitervermitteln: Informieren Sie über bestehende Rechte und  
	 Möglichkeiten (z. B. psychosoziale Begleitung, Zeug:innenschutz) und 	
	 vermitteln Sie die Person bei Bedarf an spezialisierte Anlaufstellen.  
	 Einige Adressen dafür finden Sie im Anhang.

•	 Selbstfürsorge: Sozialarbeiter:innen können durch Gewalterzählungen 	
	 selbst belastet werden. Wichtig ist auch, interne Supervision oder  
	 Unterstützungsangebote zu nutzen.

4.2.3.  Schutz besonders gefährdeter Zeug:innen

Manche Zeug:innen sind durch ihre Aussage besonders gefährdet –  
zum Beispiel Minderjährige oder geflüchtete Menschen, die sich  
selbst oder ihre Familien im Herkunftsland in Gefahr bringen könnten.  
Sie haben Anspruch auf zusätzliche Schutzmaßnahmen.

Zu den möglichen Maßnahmen gehören strafprozessuale Schutz- 
maßnahmen, die der Anonymisierung im Gerichtsprozess dienen,  
beispielsweise: 

•	 Anonymisierung der Personalien: Name  
	 oder Adresse müssen nicht genannt werden.  
	 In Ausnahmefällen dürfen Zeug:innen sogar  
	 ihr Gesicht verhüllen.

•	 Ausschluss der Öffentlichkeit: Teile der  
	 Verhandlung können ohne Zuschauer:innen 	
	 stattfinden, etwa bei minderjährigen oder  
	 besonders gefährdeten Zeug:innen.

•	 Vermeidung der Konfrontation: Zeug:innen 	
	 können per Video aussagen oder in einem 	
	 separaten Raum, damit sie den Täter:innen  
	 nicht direkt begegnen müssen. Angeklagte 	
	 können auch für die Dauer der Vernehmung 	
	 aus dem Saal entfernt werden.

Wenn eine besondere Bedrohung besteht, können die Polizei oder  
das BKA darüber hinaus Maßnahmen anordnen, die außerhalb des  
Gerichtssaals wirken. 

Dazu gehören etwa:

Schutzunterkünfte oder Wohnortwechsel: Zeug:innen können an  
einem sicheren Ort untergebracht oder in eine andere Stadt umgesiedelt 
werden, damit Täter:innen sie nicht finden können.

Technische Sicherheitsvorkehrungen: Dazu zählen z. B. Alarmanlagen, 
Personenschutz durch Polizei oder spezielle Sicherheitsgeräte am 
Wohnort.

Zeug:innenschutzprogramm: In besonders gefährlichen Fällen können 
Zeug:innen komplett neue Identitäten erhalten, also mit geändertem 
Namen, neuer Wohnung und manchmal sogar einem völlig neuen Umfeld 
leben.

Verhältnis zum Asylverfahren

Zeug:innenschutz wird unabhängig  
vom Aufenthaltsstatus gewährt – auch  
abgelehnte Asylbewerber:innen oder  
Geduldete können berechtigt sein. 
In besonderen Fällen kann aufgrund der 
Aussage eine Aufenthaltserlaubnis aus 
humanitären Gründen (§ 25 Abs. 4a  
AufenthG) oder ein Abschiebungsschutz  
(§ 60a Abs. 2 AufenthG) gewährt werden –  
z. B. wenn infolge der Aussage im  
Herkunftsland besondere Gefahren drohen. 
Eine Aussage im Strafverfahren führt  
allerdings nicht automatisch zu einem  
Aufenthaltsrecht. 

i

            Im Umgang mit Zeug:innen gilt:

	 •	 Schweigepflicht 
	 •	 Aussage besprechen 
	 •	 Dokumentieren 
	 •	 Do-No-Harm-Prinzip 
	 •	 Realistisch bleiben 
	 •	 Belastung ernst nehmen 
	 •	 Schutz aufzeigen 
	 •	 Selbstfürsorge
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•	 Nahe Angehörige, wenn ein Opfer durch ein VStGB-Verbrechen getötet wurde. 	
	 Dazu gehören vor allem: 
	 - Ehepartner:innen oder eingetragene Lebenspartner:innen 
	 - Kinder 
	 - Eltern 
	 - Geschwister 
	 - Auch andere enge Bezugspersonen (z. B. Großeltern oder Pflegeeltern) 
        können im Einzelfall Nebenklage erheben.

Wie wird Nebenklage beantragt?

Der Antrag auf Zulassung als Nebenkläger:in kann schriftlich oder unmittelbar 
beim zuständigen Gericht gestellt werden. Meist geschieht das mit Hilfe von 
Anwält:innen. Bereits vor Eröffnung des Hauptverfahrens kann der Antrag  
bei der Staatsanwaltschaft eingereicht werden. Nur so können Rechte der 
Nebenklage bereits während der Ermittlungsarbeit wahrgenommen werden.  
Eine feste Frist gibt es nicht – der Antrag kann auch noch während des laufenden 
Verfahrens gestellt werden. Am besten sollte der Antrag aber vor Beginn der 
Hauptverhandlung gestellt werden. Nur so können die Rechte der Nebenklage 
im gesamten Prozess wahrgenommen werden. Der Antrag muss enthalten:

•	  eine kurze Darstellung des Tatgeschehens, 
•	  Nachweise zur Person (z. B. Ausweiskopie), 
•	  ggf. eine Vollmacht der Anwält:innen.

Das Gericht prüft den Antrag und wenn die gesetzlichen Voraussetzungen 
erfüllt sind, wird die Nebenklage zugelassen. Erst ab diesem Zeitpunkt  
hat die betroffene Person den offiziellen Status einer Nebenklägerin oder 
eines Nebenklägers – und damit eigene Rechte im Verfahren.

Zu den bedeutendsten Rechten von Nebenkläger:innen im Verfahren gehören:

Recht auf Nebenklagevertretung schon im Ermittlungsverfahren –  
also nicht erst in der Hauptverhandlung, sondern bereits während die 	
Staatsanwaltschaft ermittelt. 

Dolmetsch- und Übersetzungsrechte: Nebenkläger:innen haben  
Anspruch auf kostenlose Dolmetscher:innen und Übersetzung wichtiger 	
Dokumente – und zwar während des gesamten Prozesses.

Akteneinsicht: Über ihre Anwält:innen können sie die Ermittlungsakten 	
einsehen und erfahren so, wie das Verfahren läuft.

Anwesenheit und anwaltliche Vertretung im Verfahren: Nebenkläger:innen 	
dürfen an allen Verhandlungstagen teilnehmen und werden durch 	
Anwält:innen vertreten. Wenn sie sich das nicht leisten können, kann  
die Vertretung vom Staat bezahlt werden.

4.3. Überlebende im Strafverfahren 
Unter Ihren Klient:innen können Menschen sein, die selbst schwere  
Gewalt erfahren oder Angehörige verloren haben. Oft ist das  

nicht leicht zu erkennen: Viele Betroffene 
sprechen ungern über ihre Erfahrungen.  
Manche stellen das Leid anderer über  
ihr eigenes und nehmen eigene Opfer- 
erfahrung daher selbst nicht als solche wahr. 
Einige Überlebende wissen nicht, dass  
das, was sie erlebt haben, als internationales 
Verbrechen gilt und strafbar ist.

Deshalb ist es wichtig, sensibel auf  
mögliche Hinweise zu achten und die  
Merkmale solcher Verbrechen zu kennen.  
So können Sie Betroffene mit ihren  
Erfahrungen ernst nehmen, sie unter- 
stützen und ihnen passende Hilfs- 
angebote aufzeigen.

4.3.1. Wichtige rechtliche Grundlagen: Berechtigung zur Nebenklage

Opferzeug:innen gelten im Strafverfahren zunächst als Zeug:innen –  
sie haben also dieselben Rechte wie oben beschrieben. Darüber hinaus 
können Überlebende besonders schwerer Verbrechen, Verletzte und  
nahe Angehörige von Getöteten auch als Nebenkläger:innen auftreten.

Die Nebenklage bedeutet: Betroffene können eine eigene Rolle im  
Strafverfahren einnehmen und aktiv daran mitwirken. Sie sind nicht  
nur Zeug:innen, sondern eigenständige Verfahrensbeteiligte.  
Dafür fallen keine Gerichtskosten an. Die Entscheidung zur Neben- 
klage sollte immer freiwillig und gut informiert erfolgen, da sie  
Chancen, aber auch Belastungen mit sich bringt. 

Wer darf Nebenklage erheben?
•	 Menschen, die selbst Opfer besonders schwerer Straftaten  
	 geworden sind, darunter: 
	 – Tötungsdelikte nach dem VStGB (z. B. Überlebende eines Massakers). 
	 – Folter und Misshandlung. 
	 – Verschleppung oder Versklavung. 
	 – Sexualisierte oder reproduktive Gewalt (z. B. Vergewaltigung,  
	    sexuelle Sklaverei, Zwangssterilisation). 
	 – Kinder, die als Soldat:innen eingesetzt wurden. 
	 – gezielte religiöse Verfolgung. 

Überlebendererfahrung

Ein älterer Mann aus einem jesidischen  
Dorf im Irak berichtete: Seine gesamte  
Familie wurde von IS-Kämpfern ver-
schleppt. Er selbst wurde gefoltert und 
schwer misshandelt, weil er sich weigerte, 
zum Islam zu konvertieren. Seine Tochter 
wurde mehrfach vergewaltigt. Monate 
später fand er sie schwer traumatisiert  
in einem Gefangenenlager wieder.  
Noch heute trägt er sichtbare Narben am 
Rücken und an den Beinen.

Dieses Beispiel zeigt, wie vielfältig  
und schwer belastend Überlebenden- 
erfahrungen sein können.

i
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•	 Öffentlichkeit: Ihre Erlebnisse können in einer öffentlichen Verhandlung 	
	 bekannt werden, auch sehr persönliche oder traumatisierende Details. 
•	 Praktische Belastungen: Nebenkläger:innen müssen, wenn sie an den 	
	 Verhandlungen teilnehmen möchten, sehr häufig reisen und viel Zeit  
	 investieren – Verhanldungen finden in der Regel mehrmals wöchentlich 	
	 statt.

4.3.3. Handlungsempfehlungen für Sozialarbeiter:innen im Umgang  
              mit Überlebenden

Für Sie als Sozialarbeiter:in steht die psycho- 
soziale Unterstützung im Mittelpunkt. Eine  
rechtliche Bewertung ist nicht notwendig.  
Sie können Betroffene aber auf Möglichkeiten  
der strafrechtlichen Aufarbeitung hinweisen  
und an spezialisierte Stellen weitervermitteln.

Wichtige Schritte dabei sind:

•	 Schweigepflicht einhalten: Alles bleibt ver- 
	 traulich. Die Weitergabe von Informationen 	
	 erfolgt nur mit ausdrücklicher Zustimmung. 
•	 Ihre Eindrücke dokumentieren und intern besprechen: Notieren Sie  
	 wichtige Eindrücke und besprechen Sie sie – wenn nötig – vertraulich  
	 mit der Einrichtungsleitung oder Inhouse-Jurist:innen. So sind Sie  
	 vorbereitet, falls Sie später selbst als Zeug:in geladen werden.  
•	 Do-No-Harm-Prinzip: Achten Sie darauf, dass Ihre Unterstützung die  
	 Betroffenen nicht zusätzlich gefährdet oder überlastet. 
•	 Gespräch über mögliche Aussage führen: Viele Überlebende über- 
	 legen, auszusagen. Erklären Sie die Möglichkeit einer Anzeige  
	 und informieren Sie über Schutzrechte, die Belastungen abfedern 	
	 können. Besprechen Sie Chancen und Risiken gemeinsam, ohne  
	 Druck auszuüben. 
•	 Unrecht konkret benennen: Es kann für die Traumabearbeitung hilfreich 	
	 sein, das Erlebte klar als Völkerrechtsverbrechen zu benennen. 
•	 Keine falschen Erwartungen wecken: Strafverfahren sind oft langwierig 	
	 und belastend – das sollten Sie klar ansprechen. 
•	 Psychische Belastung ernst nehmen: Gespräche über extreme Gewalt-	
	 erfahrungen können sehr schwerfallen. Weisen Sie auch auf psycho- 
	 soziale Hilfen hin, nicht nur auf rechtliche Unterstützung. 
•	 Information über Unterstützungsangebote und Schutzmaßnahmen geben: 	
	 Weisen Sie auf Beratungs- und Opferhilfestellen hin. 
•	 Selbstfürsorge: Auch für Sie selbst können solche Gespräche sehr  
	 belastend sein. Nutzen Sie Supervision oder Unterstützungsangebote  
	 im Team.

Stellen von Fragen und Beweisanträgen: Sie können dem Gericht selbst 	
Fragen stellen, Zeug:innen vorschlagen und Beweismittel einbringen.

Psychosoziale Prozessbegleitung: Nebenkläger:innen haben Anspruch 	
auf kostenlose Begleitung durch geschulte Fachkräfte, wenn die Tat  
besonders belastend war (z. B. sexualisierte Gewalt oder Folter).

Einlegen von Rechtsmitteln: Sie können gegen bestimmte Urteile 	
Rechtsmittel einlegen, etwa Berufung oder Revision.

Besondere Schutzmaßnahmen: Auch Nebenkläger:innen können 	
Schutzrechte nutzen, z. B. Anonymisierung oder Videovernehmung.

Entschädigungsleistungen nach dem Sozialgesetzbuch IX:  
Wenn sie durch die Tat gesundheitlich geschädigt wurden, können  
Nebenkläger:innen Leistungen nach dem Sozialrecht erhalten.  
Leistungen nach dem Opferentschädigungsrecht können auch unab- 
hängig vom Strafverfahren bzw. einer Verurteilung beantragt werden. 

Dazu gehören insbesondere: 
•	 Kostenübernahme für Therapie und medizinische Behandlung 
•	 Renten bei dauerhafter Beeinträchtigung 
•	 Berufliche Rehabilitationsmaßnahmen 
•	 Psychosoziale Unterstützung

4.3.2. Risiken für Nebenkläger:innen im Verfahren

Nebenkläger:innen haben im Strafverfahren Anspruch auf dieselben 
Schutzmaßnahmen wie Zeug:innen. Dazu gehören z. B. Anonymisierung  
der Personalien, Ausschluss der Öffentlichkeit, Videovernehmung oder  
psychosoziale Prozessbegleitung. Weil Nebenkläger:innen eine eigene  
Rolle im Verfahren haben und meist anwaltlich vertreten sind, können  
diese Rechte oft leichter durchgesetzt werden.

Darüber hinaus bietet die Nebenklage den Betroffenen zahlreiche zusätzliche 
Rechte und die Möglichkeit, eine aktive Rolle im Strafverfahren einzunehmen. 
Gleichzeitig bringt sie aber auch besondere Belastungen mit sich, die stärker 
sind als bei einer Zeug:innenaussage. Zu den typischen Risiken gehören:

•	 Lange Verfahrensdauer: Nebenkläger:innen sind über Monate  
	 oder Jahre hinweg in das Verfahren eingebunden. Die ständige  
	 Beschäftigung mit der Tat kann sehr belastend sein. 
•	 Juristische Komplexität: Viele Rechte und Abläufe sind schwer verständ-	
	 lich. Das kann zu Unsicherheiten oder falschen Erwartungen führen. 
•	 Begegnung mit Täter:innen: Da sie regelmäßig im Gericht anwesend sein 	
	 können, müssen sie den Angeklagten häufiger direkt gegenübertreten. 
•	 Retraumatisierung: Die wiederholte Auseinandersetzung mit der Tat, 	
	 etwa durch Befragungen oder das Hören anderer Aussagen, kann  
	 alte Traumata verstärken. 

!

            Im Umgang mit Überlebenden gilt:

	 •	 Schweigepflicht 
	 •	 Aussage besprechen 
	 •	 Dokumentieren 
	 •	 Do-No-Harm-Prinzip 
	 •	 Unrecht benennen 
	 •	 Belastung ernst nehmen 
	 •	  Realistisch bleiben 
	 •	 Schutz aufzeigen 
	 •	 Selbstfürsorge
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nahmefällen nach  § 8 Abs. 3 AsylG möglich – etwa wenn konkrete  
Sicherheitsgründe vorliegen oder Ermittlungsbehörden gezielt  
Informationen anfordern. Für die Praxis bedeutet das: Das Asyl- 
verfahren dient der Prüfung des Schutzbedarfs, nicht der Straf- 
verfolgung. Hinweise auf mögliche Täter:innen können zwar relevant  
sein, doch die Entscheidung über eine Weitergabe liegt bei den  
zuständigen Behörden und ist streng geregelt. Sollte es jedoch  
zu einem Ermittlungsverfahren kommen, fordern die Ermittlungs- 
behörden regelmäßig diese Unterlagen an.

4.4.1. Wichtige rechtliche Grundlagen: Anzeige einer Straftat

Völlig klar ist: Sozialarbeiter:innen sind keine Ermittler:innen oder  
Richter:innen. Ihre Aufgabe ist es nicht, eine eventuelle Schuld  
festzustellen, sondern die psychosoziale Stabilität der Klient:innen  
zu unterstützen. Besonders bei unklaren oder widersprüchlichen  
Angaben besteht die Gefahr, Opfer zu gefährden oder Menschen zu  
Unrecht zu verdächtigen. 

Sozialarbeiter:innen sind daher grundsätzlich nicht verpflichtet,  
mit Polizei oder Staatsanwaltschaft zusammenzuarbeiten.  
Wenn Sie Informationen nicht weitergeben, sollten Sie dennoch  
kurz dokumentieren, warum – zum Beispiel, weil keine Anzeige- 
pflicht bestand oder keine Einwilligung vorlag. Das bietet für Sie  
selbst rechtliche Absicherung. 

Ob und wann Informationen weitergegeben werden dürfen oder  
sogar müssen, hängt von engen rechtlichen Vorgaben ab: 

•	 Schweigepflicht (§ 203 StGB): Staatlich anerkannte Sozial- 
	 arbeiter:innen und Sozialpädagog:innen müssen alle Informationen  
	 vertraulich behandeln – auch gegenüber Polizei oder Staats- 
	 anwaltschaft.  
	 Achtung: Ehrenamtlich Tätige ohne diese Berufsqualifikation  
	 fallen nicht unter die strafrechtliche Schweigepflicht des  
	 § 203 StGB. Im Zweifel sollten sie deshalb durch Fachkräfte  
	 mit staatlich anerkannter Qualifikation begleitet werden.  
•	 Einwilligung der Betroffenen: Am sichersten ist immer die  
	 ausdrückliche Zustimmung der betroffenen Person zur  
	 Weitergabe von Informationen. Diese sollte schriftlich doku- 
	 mentiert werden, nachdem die Person über die möglichen  
	 Folgen aufgeklärt wurde. 
•	 Rechtfertigender Notstand (§ 34 StGB): In seltenen Fällen  
	 dürfen Informationen weitergegeben werden, wenn dadurch  
	 akute Gefahren für Leib und Leben abgewendet werden  
	 können. Diese Ausnahme ist jedoch sehr eng und rechtlich  
	 unsicher.

4.4. Mutmaßliche Täter:innen 
Deutschland verfolgt das Ziel, kein sicherer Hafen für Täter:innen inter-
nationaler Verbrechen zu sein. Auch wenn sie nur einen sehr kleinen  
Teil der Geflüchteten ausmachen, sind in den letzten Jahren einige  
Fälle bekannt geworden, in denen Geflüchtete selbst Täter:innen von 
Völkerrechtsverbrechen waren. Es ist also nicht ausgeschlossen, dass 
sich auch unter Ihren Klient:innen vereinzelt Täter:innen befinden.

Täterschaft und Opfererfahrungen können  
eng nebeneinanderliegen und Menschen  
können gleichzeitig Überlebende und Täter:in 
sein. Der Umgang mit diesen Situationen  
ist hochsensibel: Schon ein Verdacht kann  
rechtliche Folgen haben – etwa den Verlust  
der Flüchtlingseigenschaft (Art. 1 F Genfer  
Flüchtlingskonvention) oder eine Abschiebung. 
Gleichzeitig will Deutschland durch die  
Ermittlungen und Strafverfahren zeigen,  
dass internationale Verbrechen nicht  
hingenommen werden. 

Sozialarbeiter:innen erfahren Hinweise auf mögliche Täter:innen  
oft zufällig – beiläufig in Gesprächen, durch Fotos oder Videos, durch  
Gruppeninteraktionen oder durch andere Klient:innen, die berichten,  
mutmaßliche Täter:innen wiedererkannt haben. Für Fachkräfte der  
Sozialen Arbeit entsteht dadurch ein komplexes Spannungsfeld:  
Einerseits sind sie aufgefordert, eine vertrauensvolle Beziehung  
zu ihren Klient:innen aufzubauen, um deren Stabilisierung und  
Integration zu fördern. Andererseits stehen sie unter moralischem  
und potenziell auch rechtlichem Druck, wenn sie Kenntnis von  
schwersten Verbrechen erhalten. 

Asylverfahren und Strafverfahren unterscheiden 

In Bezug auf das Asylrecht gilt: Personen, die 
schwere internationale Verbrechen begangen 
haben, können nach dem Asylgesetz (§ 3 Abs. 2 
AsylG) und der Genfer Flüchtlingskonvention  
(Art. 1 F GFK) nicht als Flüchtlinge anerkannt wer-
den. Gleichzeitig unterliegen aber alle Angaben, 
die Geflüchtete im Asylverfahren machen, dem 
Datenschutz und dürfen nicht automatisch an 
Polizei oder Staatsanwaltschaft weitergegeben 
werden. Eine Weitergabe ist nur in engen Aus-

Mutmaßliche Täter:innen

Ein junger Mann aus Syrien erzählte  
seinem Sozialarbeiter, dass er mit einer  
Miliz in mehreren Dörfern war und dort  
Menschen „bestraft“ habe. Dazu zeigt  
er stolz ein Foto von sich mit einem  
Sturmgewehr vor toten Körpern.

Solche Aussagen sind hochsensibel  
und müssen mit besonderer Vorsicht  
und unter Wahrung der Schweigepflicht 
behandelt werden.

Aussagen mit strafrechtlicher  
Relevanz im Asylverfahren

Eine geflüchtete Person berichtete im  
Asylverfahren, Teil einer Miliz gewesen  
zu sein. Das BAMF prüft daraufhin,  
ob sie vom Flüchtlingsschutz ausge- 
schlossen wird.Ob die Informationen  
an Strafverfolgungsbehörden weiter- 
gegeben werden, hängt von den  
engen Vorgaben des § 8 AsylG ab und  
ist keine automatische Folge.

i
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4.4.3. Handlungsempfehlungen für  Sozialarbeiter:innen  
	          im Umgang mit mutmaßlichen Täter:innen

Ihre wichtigste Aufgabe als Sozialarbeiter:in ist es,  
Ihren Klient:innen Schutz und Orientierung zu geben – 
nicht, Ermittlungen zu führen. Sozialarbeiter:innen  
sind keine „Spitzel des Staates“. Informationen dürfen  
Sie nur in besonderen Fällen weitergeben, und jede  
Entscheidung muss gut überlegt sein. Schon eine  
Verdachtsäußerung kann schwerwiegende Folgen  
haben – für die betroffene Person, die Einrichtung  
und auch für andere Klient:innen. Deshalb sind  
Sensibilität, Zurückhaltung und fachliche Beratung  
entscheidend.

•	 Schweigepflicht wahren: Grundsätzlich bleiben alle Informationen  
	 vertraulich. 
•	 Abwägen: Liegt eine Gefahr für die Zukunft vor? Nur wenn konkrete Hinweise 	
	 auf geplante zukünftige Straftaten vorliegen, besteht nach § 138 StGB eine 	
	 Pflicht zur Anzeige. 
•	 Do-No-Harm-Prinzip: Prüfen Sie immer, ob Ihr Handeln Betroffene oder das 	
	 Umfeld gefährden könnte – etwa durch falsche Verdächtigungen. 
•	 Dokumentieren: Halten Sie Ihre Beobachtungen vertraulich fest und ziehen 	
	 Sie intern Vorgesetzte oder den juristischen Dienst Ihrer Einrichtung hinzu. 	
	 Dies kann auch im Falle einer späteren Zeug:innenladung hilfreich sein. 
•	 Klare Rollengrenzen: Sie sind Unterstützer:in, kein:e Ermittler:in.  
	 Diese Selbstgewissheit schützt Sie vor dem vermeintlichen Druck, 	
	 „Beweise sammeln“ zu müssen. Sie sollten vermeiden, inhaltlich nachzuhaken,  
	 und nach Möglichkeit keine Detailfragen zu mutmaßlichen Verbrechen  
	 stellen – das schützt Sie davor, unbeabsichtigt Beweismaterial zu sammeln  
	 oder in rechtliche Konflikte zu geraten. 
•	 Keine Konfrontationen organisieren: Opfer sollten nicht mit mutmaßlichen 	
	 Täter:innen in der Einrichtung direkt aufeinandertreffen, soweit das  
	 vermeidbar ist – das schützt auch Sie als Fachkräfte vor Konfliktsituationen. 
•	 Fachliche Beratung einholen: Klären Sie Ihr Vorgehen zunächst intern  
	 (z. B. mit Leitung oder Inhouse-Jurist:innen). Falls notwendig, können Sie  
	 sich zusätzlich 	(auch anonym) an spezialisierte Beratungsstellen wenden.  
	 Nutzen Sie dafür die Kontaktstellen im Anhang. Weisen Sie die betroffene  
	 Person gegebenenfalls darauf hin, dass sie sich anwaltlich beraten sollte,  
	 und stellen Sie Kontakte zu Anwält:innen her. 
•	 Möglichkeit der Entbindung von der Schweigepflicht: Wenn die Person bereit  
	 ist, über ihre Rolle zu sprechen, kann sie schriftlich die Entbindung von der 	
	 Schweigepflicht erklären. Dann ist eine Mitteilung durch Sie an Behörden recht	
	 lich zulässig.  

•	Anzeigepflicht (§ 138 StGB): Eine Ausnahme von der 	
	 Schweigepflicht gilt nur bei geplanten, das heißt zu-	
	 künftigen, besonders schweren Straftaten (z. B. Mord, 	
	 Geiselnahme, bestimmte Kriegsverbrechen). Dann 	
	 besteht die Pflicht, dies anzuzeigen – allerdings nur, 	
	 wenn die Tat noch verhindert werden kann. Vergangene 	
	 Verbrechen müssen nicht angezeigt werden. 
•	 Zeugnispflicht (§ 48 StPO): Sozialarbeiter:innen haben 	
	 jedoch kein allgemeines Zeugnisverweigerungsrecht. 	
	 Wenn sie von Gericht oder Staatsanwaltschaft offiziell 	
	 geladen werden, müssen sie grundsätzlich aussagen. 	
	 Das gilt allerdings erst, wenn sie in einem Verfahren 	
	 förmlich vorgeladen sind – die Anzeige einer möglichen  
	 Straftat von sich aus ist dadurch nicht gedeckt.

4.4.2. Risiken im Umgang mit mutmaßlichen Täter:innen

Der Umgang mit mutmaßlichen Täter:innen ist für Sozialarbeiter:innen 
besonders heikel. Schon ein Verdacht kann weitreichende Folgen  
haben – für die betroffene Person selbst, für Überlebende in ihrem  
Umfeld und für Sie als Fachkräfte. Wichtig ist daher, die Risiken  
genau zu kennen und umsichtig zu handeln. Solche Risiken können  
insbesondere sein:

•	 Falsche Verdächtigungen: Bereits eine Vermutung oder ein Gerücht 	
	 kann schwerwiegende Konsequenzen haben, z. B. Aberkennung der 	
	 Flüchtlingseigenschaft, Stigmatisierung oder Abschiebungsgefahr. 
•	 Retraumatisierung weiterer Betroffener: Wenn mutmaßliche  
	 Täter:innen und Überlebende in derselben Unterkunft oder Beratungs-	
	 stelle aufeinandertreffen, kann das Ängste und Traumareaktionen  
	 bei den Opfern verstärken. Eine solche Situation kann für alle Betrof- 
	 fenen belastend sehr sein. 
•	 Sicherheitsrisiken für Dritte: Mutmaßliche Täter:innen könnten versuchen, 	
	 Zeug:innen einzuschüchtern, Gewalt anzuwenden oder andere Betroffene 	
	 zu kontrollieren. 
•	 Vertrauensverlust: Wenn das Gefühl entsteht, dass Informationen  
	 vorschnell weitergegeben werden, kann das Vertrauensverhältnis  
	 zwischen Klient:in und Sozialarbeiter:in zerbrechen. Auch andere  
	 Geflüchtete könnten das Vertrauen in die Einrichtung verlieren. 
•	 Belastung für Fachkräfte: Gespräche mit mutmaßlichen Täter:innen 	
	 können moralisch und emotional sehr belastend sein. Sozialarbeiter: 
	 innen geraten leicht in einen Konflikt zwischen Schweigepflicht, 	
	 Anzeigepflicht und eigener Unsicherheit. Suchen Sie sich daher im 	
	 Zweifel immer Unterstützung.

!

    Wichtige Klarstellungen  
	 zur Anzeige von möglichen  
	 Straftaten:

	 Keine automatische Pflicht:  
	 Vergangene Verbrechen müssen  
	 nicht angezeigt werden.

 	 Nur bevorstehende Taten:  
	 Anzeigepflicht besteht aber, wenn  
	 eine schwere Straftat noch bevor- 
	 steht und verhindert werden kann.

	 Einwilligung ist entscheidend:  
	 Informationen dürfen in der Regel  
	 nur mit Zustimmung der betroffenen  
	 Person weitergegeben werden.

Im Umgang mit mutmaß- 
lichen Täter:innen gilt:

•	 Schweigepflicht 
•	 Gefahren für die Zukunft abwägen 
•	 Do-No-Harm-Prinzip 
•	 Dokumentieren 
•	 Nicht die Rolle von Ermittler:- 
	 innen einnehmen 
•	 Keine Konfrontationen 
•	 Einzelgespräche vermeiden 
•	 Unterstützung suchen 
•	 nach Möglichkeit Einwilligung 	
	 einholen 
•	 Selbstschutz



26 27

•	 Selbstschutz beachten: Gespräche mit mutmaßlichen Täter:innen 	
	 können belastend sein. Nutzen Sie Supervision oder Unterstützungs	
	 angebote im Team, um Ihre Position zu reflektieren. 
•	 Auf Ihre eigene Sicherheit achten: Sie sollten stets Ihre eigene 	
	 Sicherheit im Blick behalten. Wenn eine Person aggressiv wirkt  
	 oder prahlt, heißte es, klare Grenzen zu setzen und gegebenen- 
	 falls Sicherheitsdienste hinzuzuziehen. Wenn sich ein Gespräch 	
	 schwierig entwickelt, sollten Sie es nach Möglichkeit in Anwesenheit 	
	 von Kolleg:innen oder in einem geschützten Rahmen weiterführen.

5. Schlussbemerkungen 
Als Sozialarbeiter:in tragen Sie eine doppelte Verantwortung:  
gegenüber Ihren Klient:innen und gegenüber der Gesellschaft.  
In dieser besonderen Position im Spannungsfeld von Schweigepflicht, 
Vertrauensschutz und dem gesellschaftlichen Interesse an der  
Aufarbeitung und Strafverfolgung von schwerster Gewalt sind Sie  
mit schwierigen Abwägungen konfrontiert. Ihre Aufgabe besteht hier 
wesentlich in der bewussten Wahrnehmung, der stabilisierenden 
Unterstützung und – soweit rechtlich möglich – der Weiterleitung  
relevanter Informationen an zuständige Behörden. Jedoch liegt  
Ihre Aufgabe nicht in der Ermittlung von mutmaßlichen Verbrechen, 
sondern in der stabilisierenden Unterstützung von Geflüchteten.  
Dabei steht der Schutz der Betroffenen, insbesondere von Über- 
lebenden, immer im Mittelpunkt. 

Mit diesem Bewusstsein können Sie einen wichtigen Beitrag leisten: 
zur Stärkung von Vertrauen, zur Unterstützung traumatisierter  
Menschen und zur Aufarbeitung schwerster Gewalt im Einklang mit  
den Grundwerten der Menschenrechte. Diese Leitlinien sollen Ihnen 
eine Orientierung geben, damit Sie sensibel, rechtlich sicher und  
professionell mit Hinweisen auf mögliche Völkerrechtsverbrechen  
umgehen können.

6. Anhang A - Glossarn 

Pflicht zur Anzeige geplanter besonders schwerer Straftaten  
(z. B. Mord, bestimmte Kriegsverbrechen), wenn diese noch  
verhindert werden können.

Keine Pflicht bei bereits abgeschlossenen Taten. 
 
Grundsatz, dass Gespräche, Unterstützungsangebote oder  
Handlungen den Betroffenen keinen zusätzlichen Schaden  
zufügen dürfen.

In der Praxis heißt das: keine Retraumatisierung, kein Druck, 
keine falschen Erwartungen wecken. 
 
Zentrale Strafverfolgungsbehörde für Völkerrechtsverbrechen  
in Deutschland.

Leitet Ermittlungsverfahren ein und erhebt Anklage vor den 
Oberlandesgerichten. 
 
Oberbegriff für die schwersten Gewaltverbrechen:

•	 Völkermord 
•	 Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
•	 Kriegsverbrechen 
•	 (teilweise auch Aggression)

Sie betreffen die gesamte Weltgemeinschaft und können nach 
dem Weltrechtsprinzip auch von anderen Staaten verfolgt werden. 
 
Ständiges Gericht mit Sitz in Den Haag, seit 2002 zuständig  
für Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit,  
Kriegsverbrechen und Aggression.

Tätig nur, wenn Staaten selbst nicht ermitteln oder verfolgen 
können oder wollen. 
 
Schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im  
Zusammenhang mit bewaffneten Konflikten.

Typische Beispiele: Angriffe auf Zivilpersonen, Krankenhäuser 
oder Schulen, Einsatz verbotener Waffen, Zwangsrekrutierung 
von Kindern, Misshandlung von Gefangenen oder Toten. 

 

Anzeigepflicht  
(§ 138 StGB) 

 
 
Do-No-Harm-Prinzip 
 

 
 
 
Generalbundesanwalt 
(GBA)

 
 
 
Internationale  
Verbrechen

 
 

 
 
 
Internationaler Straf-
gerichtshof (IStGH) 

 
 
 
Kriegsverbrechen
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Personen, die verdächtigt werden, an internationalen Verbrechen 
beteiligt gewesen zu sein oder sich selbst belasten.
In der Sozialarbeit ist der Umgang besonders sensibel, da Täter-
schaft und Opfererfahrungen zusammenfallen können.
Wichtigste Grundlagen: Keine Anzeigepflicht für vergangene 
Taten – Schweigepflicht gilt (§ 203 StGB). 
 
Möglichkeit für Überlebende und Angehörige, als selbstständige 
Verfahrensbeteiligte am Strafprozess teilzunehmen.
Rechte: Anwaltliche Vertretung, Fragerecht, Beweisanträge, 
psychosoziale Prozessbegleitung, Akteneinsicht, Rechtsmittel. 
 
Spezialisierte Unterstützung für Zeug:innen und Neben- 
kläger:innen während eines Strafverfahrens.
Ziel: Belastungen durch Befragungen, Konfrontationen mit  
Täter:innen und die öffentliche Verhandlung abfedern.
Inhalte: emotionale Stabilisierung, Erklärung des Ablaufs,  
Begleitung zu Gerichtsterminen, Nachsorge.
Besonders wichtig für: Kinder, traumatisierte Geflüchtete,  
Überlebende sexualisierter Gewalt.
Rechtslage: Anspruch auf kostenfreie psychosoziale Prozess- 
begleitung besteht in besonders belastenden Fällen (§ 406g StPO). 
 
Staatlich anerkannte Sozialarbeiter:innen müssen Informationen 
ihrer Klient:innen vertraulich behandeln. Ehrenamtliche ohne 
staatliche Anerkennung fallen nicht unter diese Vorschrift.
Ausnahmen: 
•	 Anzeigepflicht bei geplanten Straftaten (§ 138 StGB). 
•	 Rechtfertigender Notstand (§ 34 StGB) bei akuter Gefahr  
	 für Leib und Leben. 
 
Ermittlungen ohne konkrete Beschuldigte, um frühzeitig Beweise 
und Hinweise zu sichern (z. B. zu Syrien, Ukraine).
Zweck: Vorbereitung für spätere Strafverfahren in Deutschland 
oder international. 
 
Menschen, die selbst Opfer schwerster Gewalt wurden oder  
Angehörige verloren haben.
Sie können im Strafverfahren als Zeug:innen auftreten oder 
Nebenklage erheben.
Typische Risiken: Retraumatisierung, Konfrontation mit  
Täter:innen, lange Verfahrensdauer.

Mutmaßliche  
Täter:innen
 

 
 
 
Nebenklage 
 

 
 
Psychosoziale  
Prozessbegleitung
 

 

 

 
 
 
Schweigepflicht  
(§ 203 StGB) 

 
 
 
 
 
Strukturermittlungs- 
verfahren
 
 
 
Überlebende  
(auch: Opferzeug:innen)

Schwerste Gewalttaten (z. B. Tötung, Folter, Versklavung,  
sexualisierte Gewalt, Deportationen), wenn sie Teil eines  
systematischen oder groß angelegten Angriffs auf eine  
Zivilbevölkerung sind. 
 
Gezielte, planmäßige Vernichtung einer nationalen, ethni- 
schen, rassischen oder religiösen Gruppe, ganz oder teilweise.
Merkmale: Systematik, Gruppenbezug, Zerstörungsabsicht. 
 
Völkerrechtliches Prinzip, nach dem bestimmte schwerste  
Verbrechen (z. B. Völkermord, Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit, Kriegsverbrechen) von jedem Staat verfolgt werden 
dürfen – unabhängig davon, wo sie begangen wurden oder  
welche Nationalität Täter:innen und Opfer haben.
Zweck: Sicherstellen, dass es keinen „sicheren Hafen“ für  
Täter:innen internationaler Verbrechen gibt.
Beispiel: Deutschland führt auf Grundlage des Völkerstraf- 
gesetzbuchs (VStGB) Verfahren gegen Täter:innen aus Syrien 
und Irak, obwohl die Taten im Ausland begangen wurden. 
 
Gewollter Plan oder klare Absicht, eine bestimmte geschützte 
Gruppe (z. B. religiöse, ethnische oder nationale Gruppe) ganz 
oder teilweise zu vernichten. 
 
Personen, die Beobachtungen oder Erfahrungen schildern,  
die für ein Strafverfahren relevant sind. Von der Staatsanwalt-
schaft oder dem Gericht geladene Zeugen müssen aussagen –  
in Deutschland herrscht Zeugniszwang. 
Rechte: respektvolle Befragung, Schutz der persönlichen  
Daten, Verdolmetschung, anwaltliche Begleitung.
Risiken: Retraumatisierung, Bedrohung, Öffentlichkeit der  
Verhandlung, Konfrontation mit Täter:innen. 
 
Rechtliche und praktische Maßnahmen zum Schutz von Zeug:innen.
Beispiele: Anonymisierung, Videoaussagen, Ausschluss der  
Öffentlichkeit, Wohnortwechsel, Schutzunterkünfte oder Teil-
nahme am Zeug:innenschutzprogramm mit neuer Identität. 
 
Personen, die nicht an Kampfhandlungen teilnehmen und daher 
besonderen Schutz nach dem VStGB genießen. Dazu gehören 
alle Menschen, die keine Kombattanten oder aktiven Mitglieder 
bewaffneter Gruppen sind.

Verbrechen gegen  
die Menschlichkeit 
 
 
 
Völkermord (auch: 
Genozid) 
 

Weltrechtsprinzip 
(auch: Universelle 
Jurisdiktion) 
 

 

 
 
 
 
Zerstörungsabsicht 
 
 
 
Zeug:innen 
 
 

 

 
 
 
Zeug:innenschutz
 
 
 
 
Zivilbevölkerung
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Kontaktstellen  
& Anlaufpunkte in Deutschlandn

Inhouse-Jurist:innen/Rechtsabteilungen  
des eigenen Trägers bzw. Vertragskanzleien 
Erste Ansprechpersonen für rechtliche Fragen im  
Zusammenhang mit Klient:innen, Schweigepflicht,  
Anzeigepflichten oder Weiterverweisungen.
Empfehlung: Sozialarbeiter:innen sollten bei rechtlichen  
Unsicherheiten zuerst diese internen Fachstellen  
kontaktieren, bevor externe Stellen eingeschaltet  
werden. 
 
Generalbundesanwalt (GBA) 
Zuständig für Ermittlungen zu Völkerrechtsverbrechen. 
Brauerstraße 30 
76135 Karlsruhe 
www.generalbundesanwalt.de 

Bundeskriminalamt (BKA) – Zentralstelle für die  
Bekämpfung von Kriegsverbrechen (ZBKV) 
Sammelt Hinweise und Beweise zu internationalen  
Verbrechen, führt Zeug:innenbefragungen. 
65173 Wiesbaden 
Telefon +49 (0) 611 55-0 
www.bka.de
Lokale Polizei- und Staatsanwaltschaften 
Anzeigen können bei jeder Polizeidienststelle  
oder Staatsanwaltschaft erstattet werden.
 
Hilfe-Info für Betroffene von Straftaten  
www.hilfe-info.de

Online Datenbank für Betroffene von Straftaten  
www.odabs.org 

Zeugenschutz-Hotline der Polizei 
Über die jeweilige Landespolizei erreichbar. Bietet  
Informationen zu Schutzmaßnahmen.

Opferentschädigungsstellen der Bundesländer 
www.bmas.de/DE/Soziales/Soziale-Entschaedigung/ 
Antragstellung/antragstellung.html 

  
 

1.	 Interne Anlaufstellen 	
	 (für Sozialarbeiter:innen)
 
 
 
 
 
 
 
 
2.	Strafverfolgung und  
	 Ermittlungsbehörden 
 

 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
3.	Opferhilfe und  
	 Zeug:innenschutz

BAfF – Bundesweite Arbeitsgemeinschaft der psycho- 
sozialen Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer 
Dachverband von über 40 spezialisierten Zentren in  
Deutschland. Unterstützt traumatisierte Geflüchtete, 
 u. a. mit Therapie, Beratung und psychosozialer  
Prozessbegleitung. 
www.baff-zentren.org 

PRO ASYL 
Setzt sich für die Rechte von Geflüchteten ein, bietet Bera- 
tungen und unterstützt in  asylverfahrensrelevanten Fragen. 
beratung@proasyl.de 
www.proasyl.de 
 
Psychosoziale Prozessbegleitung (PSB) 
•	 Was ist das? Gerichtlich anerkannte Unterstützung  
	 für besonders belastete Zeug:innen und Neben- 
	 kläger:innen durch speziell geschulte Fachkräfte  
	 (Psycholog:innen, Sozialarbeiter:innen). 
•	 Wo beantragen? Beim zuständigen Gericht (über die 	
	 Nebenklagevertretung oder direkt über die Geschäftsstelle). 
•	 Kosten: Bei Bewilligung werden die Kosten vom Staat 	
	 übernommen (§ 406g StPO). 
•	 Kontakt: Listen anerkannter Prozessbegleiter:innen  
	 sind bei den Landgerichten oder beim jeweiligen  
	 Landesjustizministerium. 
 
European Center for Constitutional and Human Rights 
(ECCHR) 
Menschenrechtsorganisation mit Expertise zu inter- 
nationalen Verbrechen und Zeug:innenarbeit. 
www.ecchr.eu

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
4.	Psychosoziale  
	 Unterstützung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.	Spezialisierte NGO

7. Anhang B –
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Informationsquellen  
zu Völkerstrafverfahren
Das Projekt Universal Jurisdiction in Germany (UnJuR)  
stellt eine digitale Datenbank zur Verfügung, die sämtliche 
Entscheidungen deutscher Gerichte zum Völkerstrafrecht 
seit dem Bosnienkrieg systematisiert.

•	 Inhalte: Alle bekannten Verfahren in Deutschland,  
	 geordnet nach Fällen, Regionen und Themen.

•	 Case Information Sheets: Kurze und verständliche  
	 Zusammenfassungen zu jedem Verfahren mit den  
	 wichtigsten Fakten – tatsächliche Umstände des Falls,  
	 Ablauf und Besonderheiten des Verfahrens sowie  
	 Erläuterungen zum materiellen Recht.

•	 Nutzen für die Praxis: Die Datenbank erleichtert es, einen 	
	 Überblick über aktuelle und abgeschlossene Verfahren 
	  in Deutschland zu gewinnen. Sie ist besonders hilfreich, 	
	 wenn Klient:innen Bezug zu solchen Prozessen haben  
	 oder Sozialarbeiter:innen einen schnellen Einblick in die 	
	 Hintergründe benötigen.

•	 Zugang: Die Datenbank ist frei zugänglich unter:  
	 https://vstgb-datenbank.de/home

Digitale Fall-Datenbank:  
UnJuR – Universal  
Jurisdiction in Germany	

8. Anhang C – 
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